
 Eine neue Gedenktafel 

Bregenzer Straße 1-2, 10707 Berlin-Wilmersdorf 

Enthüllung am Montag, 10. November 2025, um 18 Uhr 

 

Wir—die Hausgemeinschaft der Bregenzer Straße 1-2—erinnern auf der Gedenktafel an die 

Bewohnerinnen und Bewohner unseres Hauses, die während der nationalsozialistischen 

Gewaltherrschaft 1933-1945 als Juden entrechtet und verfolgt wurden. 

Als erste, am 4. August 1942, wurden Nanny David und Recha Frankenstein aus unserem Haus 

deportiert—nach Theresienstadt. Die letzte uns bekannte Deportation aus dem Haus betraf Ruth Lyon 

am 17. Mai 1943—nach 

Auschwitz. In den wenigen 

Monaten dazwischen wurden 

siebzehn weitere 

Bewohnerinnen und 

Bewohner deportiert; nur 

Johanna Hirsch konnte wohl 

rechtzeitig entkommen, wurde 

aber ihres Vermögens und 

ihrer Wohnung beraubt. 

Ziele der Deportationen aus 

unserem Haus waren die 

Konzentrationslager 

Theresienstadt, 

Raasiku/Estland und 

Auschwitz. Alle verschleppten 

Personen—mit Ausnahme von 

Recha Frankenstein, die 

Theresienstadt überlebte—

wurden dort ermordet. 

Das Haus in der Bregenzer 

Straße 1-2 hatte zur Zeit der 

Verbrechen mindestens zehn 

Wohnungen; in sieben davon 

wohnten zwölf der damals 

verfolgten Mitbewohner als 

jeweilige Hauptmieter. Neun 

Personen waren Untermieter —meist aufgrund von Zwangseinweisungen durch die Behörden. Die am 



längsten im Hause wohnenden Untermieter waren Samuel und Bertha Breslauer, die vier Jahre lang 

bei Riesenfelds zwei Zimmer bewohnten. An die Eheleute Breslauer erinnern schon seit einigen 

Jahren Stolpersteine an ihrem letzten selbst gewählten Wohnort ganz in der Nähe, in der Berliner 

Straße 23. Der Jurist Dr. Samuel Breslauer war bis 1932 Stellvertretender Chefredakteur des 

auflagenstarken Berliner Lokalanzeigers. 

Dr. Martin Hönig war Prokurist bei der AEG; eine Schiedsstelle des Reichswirtschaftsgerichts verbot 

ab Mai 1942 die Auszahlung seiner Pension. Die hierdurch und durch seine Deportation im Oktober 

1942 verfallenen Pensionsansprüche musste die AEG später nach Maßgabe der hypothetischen 

Lebenserwartung des Betroffenen an den Staat abführen. Hermann Paul Hirsch war 

Vermögensverwalter bei der Deutschen Bank, von der er eine Pension bezog. Von anderen Opfern 

sind die eigentlichen Berufe nicht bekannt; sie bezeichnen sich in ihren (erzwungenen) 

Vermögenserklärungen häufig als Arbeiter/Arbeiterin, wohinter meist Berufsverbote und 

Zwangsarbeit standen. 

Die Vermögenserklärungen enthielten auch eine Frage nach bereits „ausgewanderten“ 

Familienangehörigen. Personen aus acht der hier betroffenen Haushalte bejahten diese Frage mit 

Angaben zu insgesamt vierzehn Kindern, die nach Chile, USA, Britisch-Ost-Afrika, Ecuador, 

Australien, England und Palästina ausgewandert seien. Ihr weiteres Schicksal ist uns nicht bekannt. 

Die Deportation jüdischer Bürger begann meist mit der Aufforderung zur Abgabe einer 

Vermögenserklärung, die uns hier in Berlin in sehr vielen Fällen überliefert ist (online zugänglich im 

Brandenburgischen Landeshauptarchiv BLHA); dem folgte wenige Tage später die zu quittierende 

Zustellung einer Vermögenseinziehungsverfügung der Geheimen Staatspolizei (meist ebenfalls im 

Eintrag des BLHA erhalten). Wenige Tage nach diesem Verwaltungsakt wurden die Opfer zu 

Transporten von etwa 1000 Personen zusammengestellt und auf Transportlisten zu den jeweiligen 

Zielen erfasst—Name, Geburtsdatum und -ort, Familienstand, arbeitsfähig ja/nein, Wohnanschrift und 

Kennkartennummer. 

Die originalen Transportlisten sind in den Arolsen Archives online verfügbar. Andere hier 

konsultierte Quellen waren die jährlichen Berliner Adressbücher (jeweils Teil IV: 

Haushaltungsvorstände nach Straßen geordnet), das tschechische Terezín Initiative Institute 

(holocaust.cz), Yad Vashem, Jerusalem, und das deutsche Gedenkbuch nationalsozialistischer 

Judenverfolgung (Bundesarchiv). 

Die Informationen auf der Gedenktafel wurden zusammengetragen von Jürgen Reitmaier, Mitglied des 

Beirats der Wohnungseigentümergemeinschaft Bregenzer Straße 1-2. Die Errichtung der Tafel wurde 

unterstützt und finanziert von der Wohnungseigentümergemeinschaft. 

 

 

 


